
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus 
und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 

A. Problem und Ziel 

Die Wünsche junger Eltern in Deutschland haben sich verändert. Gut 60 Prozent der jun-
gen Mütter und Väter stellen sich vor, dass beide Partner in gleichem Umfang erwerbstä-
tig sind und sich gleichermaßen um Haushalt und Familie kümmern. Aber nur 14 Prozent 
von ihnen erreichen tatsächlich eine gleichmäßige Aufteilung der Erwerbstätigkeit (DIW 
Wochenbericht Nr. 46/2013). Seit Einführung des Elterngeldes sind immer mehr Mütter 
von ein- und zweijährigen Kindern in den Beruf zurückgekehrt (BMFSFJ (2014): Dossier 
Müttererwerbstätigkeit), und jedes Jahr haben sich mehr Väter mithilfe des Elterngeldes 
Zeit für die Betreuung ihrer Neugeborenen genommen (Elterngeld-Statistik). Doch mehr 
als die Hälfte der Mütter würde gern zu einem früheren Zeitpunkt wieder ins Erwerbsleben 
zurückkehren (IGES (2014): Einfluss ehe- und familienbezogener Maßnahmen und Leis-
tungen auf die Erwerbsbeteiligung von Müttern, unveröffentlicht), und mehr als die Hälfte 
der Väter haben nach eigener Auffassung noch zu wenig Zeit für ihre Kinder (ELTERN-
Studie „Väter 2014 – zwischen Wunsch und Wirklichkeit in Deutschland“). Den Bedürfnis-
sen der Eltern soll durch flexiblere Elterngeldregelungen besser entsprochen werden. Um 
Mütter und Väter zielgenau darin zu unterstützen, in Gegenwart und Zukunft ihre eigene 
Lebensgrundlage und die ihrer Familie zu sichern und dabei die Partnerschaftlichkeit zu 
stärken, soll ein Elterngeld Plus mit einem Partnerschaftsbonus eingeführt werden. Die 
neuen Gestaltungskomponenten des Elterngeldes sollen die Teilzeiterwerbstätigkeit für 
Mütter und Väter im Elterngeldbezug als Individuen und als Paar lohnender machen. Be-
gleitend ist vor dem Hintergrund einer bisher zeitlich nur eingeschränkten Übertragbarkeit 
von Elternzeit auf spätere Lebensphasen zudem eine Flexibilisierung der Elternzeit erfor-
derlich, die die Zeitsouveränität der Eltern stärkt und den Wiedereinstieg ins Erwerbsleben 
erleichtert, weil die Zeit für Familie nicht verloren geht. 

B. Lösung 

Mit dem Elterngeld Plus und dem Partnerschaftsbonus sowie mit einer Flexibilisierung der 
Elternzeit werden Eltern zielgenauer darin unterstützt, ihre Vorstellungen einer partner-
schaftlichen Vereinbarkeit von Familie und Beruf umzusetzen. Für das Elterngeld bei 
Mehrlingsgeburten erfolgt eine gesetzliche Klarstellung 

Eine frühere Rückkehr zur Erwerbstätigkeit beider Partner in Teilzeit, die gleichzeitig eine 
(gemeinsame) Fürsorge für das neugeborene Kind ermöglicht, wird sich stärker lohnen 
als bisher. Die Neuregelungen der Elternzeit geben Eltern begleitend mehr Flexibilität im 
Arbeitsleben und bei ihrer Planung. Sie unterstützen diejenigen Eltern, die eine frühe 
Rückkehr an den Arbeitsplatz wünschen. Sie haben keine Nachteile gegenüber denjeni-
gen Eltern, die die volle Elternzeit unmittelbar nach der Geburt in Anspruch nehmen. Mit 
den neuen Gestaltungskomponenten können das Elterngeld und die Elternzeit wirksam 
dazu beitragen, die wirtschaftliche Existenz von beiden Elternteilen auf Dauer zu sichern, 
die Gefahr der Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen zu mindern, Vätern und 
Müttern Zeit mit dem Kind zu sichern, ohne den Bezug zum Erwerbsleben zu verlieren 
und berufliche Entwicklungsmöglichkeiten von Frauen zu verbessern. Die Neuregelungen 
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tragen damit dazu bei, die Chancengleichheit im Familien- und Erwerbsleben für Männer 
und Frauen in der gesellschaftlichen Wirklichkeit durchzusetzen. Alleinerziehende, die die 
Aufgaben ohne partnerschaftliche Unterstützung zu bewältigen haben, werden in entspre-
chender Weise gefördert. 

C. Alternativen 

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die Einführung eines Elterngeld Plus, eines Partnerschaftsbonus sowie für die gesetz-
liche Klarstellung zum Elterngeld bei Mehrlingsgeburten sind gegenüber dem geltenden 
Elterngeldrecht folgende Ausgaben ohne Erfüllungsaufwand zu erwarten: 

 Haushaltsbelastung (+) bzw. Haushaltsentlastung (-) 
- in Mio. Euro - 

 2015 2016 2017 2018 

Elterngeld (Bund) -40 -110 -15 -5 

Mögliche Folgewirkungen bei Sozialleistungen wie den Leistungen nach dem SGB II und 
dem SGB XII, dem Kinderzuschlag und dem Wohngeld sind im Einzelnen nicht quantifi-
zierbar, werden aber nach derzeitiger Einschätzung als geringfügig eingestuft und daher 
nicht ausgewiesen. Eventuell resultierende Mehrausgaben sind innerhalb der geltenden 
Haushalts- und Finanzplanansätze zu finanzieren. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein einmaliger Umstellungsaufwand. Der jährlich 
fortlaufende Erfüllungsaufwand erhöht sich um etwa 36 000 Stunden. Es werden drei be-
stehende Vorgaben verändert. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Unternehmen entsteht kein einmaliger Umstellungsaufwand. Der jährlich fortlau-
fende Erfüllungsaufwand erhöht sich um etwa 900 000 Euro. Es werden drei bestehende 
Vorgaben verändert, die auch gleichzeitig Informationspflichten sind. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten: 

Die Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands betrifft drei Informationspflichten der 
Wirtschaft. Die Bürokratiekosten aus Informationspflichten der Wirtschaft steigen folglich 
um die zuvor genannten 900 000 Euro. 
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E.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Der Verwaltung entsteht auf Landes- bzw. Kommunalebene ein einmaliger Umstellungs-
aufwand in Höhe von 800 000 Euro. Davon entfallen rund 40 000 Euro auf den Bund, der 
übrige Aufwand fällt auf Landesebene an.  

Der jährlich fortlaufende Erfüllungsaufwand erhöht sich durch die Änderungen an drei 
Vorgaben für die Verwaltung um etwa 800 000 Euro auf Ebene der Länder. Die Mehraus-
gaben sind innerhalb der geltenden Haushalts- und Finanzplanansätze zu finanzieren. 

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft und der Verwaltung als Arbeitgeber können weitere Kosten durch die Ein-
stellung von Elternzeitvertretungen und den damit verbundenen Aktivitäten entstehen. 
Parallel dazu kann den Bürgerinnen und Bürgern Aufwand anfallen, wenn sie sich auf 
Anzeigen für Elternzeitvertretungen bewerben oder wenn sie sich nach Elternzeitvertre-
tungen wieder eine neue Stelle suchen müssen. Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 



 - 4 -  

Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus 
und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), 
das zuletzt durch[…](BGBl. I S.[…]) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Mehrlingsgeburten besteht nur ein Anspruch auf Elterngeld.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 die Angabe „Absatzes 1 
Nr. 1“ durch die Wörter „Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 2“ durch die 
Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt. 

d) In Absatz 8 Satz 2 werden die Wörter „Absatzes 1 Nummer 2“ durch die Wörter 
„Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

2. Dem § 2 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Unterschiedsbetrag nach Satz 1 ist für das Einkommen aus Erwerbstätigkeit in 
Monaten, in denen die berechtigte Person Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz 2 
Satz 2 in Anspruch nimmt, und in Monaten, in denen sie Elterngeld Plus im Sinne des 
§ 4 Absatz 3 Satz 1 in Anspruch nimmt, getrennt zu berechnen.“ 

3. In § 2b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „ohne Berücksichtigung einer 
Verlängerung des Auszahlungszeitraums nach § 6 Satz 2“ durch die Wörter „im Zeit-
raum nach § 4 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

4. § 2c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Lohnsteuerabzugsverfahren“ die 
Wörter „nach den lohnsteuerlichen Vorgaben“ eingefügt und die Wörter „behan-
delt werden“ werden durch die Wörter „zu behandeln sind“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
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„Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in den maßgeblichen Lohn- und 
Gehaltsbescheinigungen wird vermutet.“ 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:  

„§ 2c Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

5. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Mutterschaftsleistungen  
a)  in Form des Mutterschaftsgeldes nach dem Fünften Buch Sozialgesetz-

buch oder nach dem Zweiten Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte mit Ausnahme des Mutterschaftsgeldes nach § 13 Absatz 2 
des Mutterschutzgesetzes oder 

b) in Form des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld nach § 14 des Mutter-
schutzgesetzes,  

 die der berechtigten Person für die Zeit ab dem Tag der Geburt des Kindes 
zustehen,“. 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 4

Art und Dauer des Bezugs“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 kann Elterngeld Plus nach Absatz 3 auch nach dem 
14. Lebensmonat bezogen werden, solange es ab dem 15. Lebensmonat in 
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in 
Anspruch genommen wird.“ 

bb) In dem neuen Satz 3 wird die Angabe „§ 1 Abs. 3 Nr. 1“ durch die Wörter 
„§ 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt und werden die Wörter „für die Dau-
er von bis zu 14 Monaten,“ gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt gefasst: 

„Es wird allein nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ermittelt (Basiselterngeld), so-
weit nicht Elterngeld nach Absatz 3 in Anspruch genommen wird. Der Anspruch 
endet mit dem Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung entfal-
len ist.“ 

d) Die Absätze 3 und 4 werden durch die folgenden Absätze 3 bis 6 ersetzt: 

„(3) Statt für einen Monat Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 zu be-
anspruchen, kann die berechtigte Person jeweils zwei Monate lang ein Elterngeld 
beziehen, das nach den §§ 2 bis 3 und den zusätzlichen Vorgaben der Sätze 2 
und 3 ermittelt wird (Elterngeld Plus). Das Elterngeld Plus beträgt monatlich 
höchstens die Hälfte des Elterngeldes nach Absatz 2 Satz 2, das der berechtig-
ten Person zustünde, wenn sie während des Elterngeldbezugs keine Einnahmen 
im Sinne des § 2 oder des § 3 hätte oder hat. Für die Berechnung des Elterngeld 
Plus halbieren sich: 
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1. der Mindestbetrag für das Elterngeld nach § 2 Absatz 4 Satz 1,  
2. der Mindestgeschwisterbonus nach § 2a Absatz 1 Satz 1, 
3. der Mehrlingszuschlag nach § 2a Absatz 4 sowie 
4. die von der Anrechnung freigestellten Elterngeldbeträge nach § 3 Absatz 2. 

(4) Die Eltern haben gemeinsam Anspruch auf zwölf Monatsbeträge Eltern-
geld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2. Erfolgt für zwei Monate eine Minderung 
des Einkommens aus Erwerbstätigkeit, können sie für zwei weitere Monate El-
terngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 beanspruchen (Partnermonate). Wenn 
beide Elternteile in vier aufeinander folgenden Lebensmonaten gleichzeitig  

1. nicht weniger als 25 und nicht mehr als 30 Wochenstunden im Durchschnitt 
des Monats erwerbstätig sind und  

2. die Voraussetzungen des § 1 erfüllen, 

hat jeder Elternteil für diese Monate Anspruch auf vier weitere Monatsbeträge El-
terngeld Plus (Partnerschaftsbonus). 

(5) Ein Elternteil kann höchstens zwölf Monatsbeträge Elterngeld im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 2 zuzüglich der vier nach Absatz 4 Satz 3 zustehenden Mo-
natsbeträge Elterngeld Plus beziehen. Er kann Elterngeld nur beziehen, wenn er 
es mindestens für zwei Monate in Anspruch nimmt. Lebensmonate des Kindes, in 
denen einem Elternteil nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzurechnende 
Leistungen zustehen, gelten als Monate, für die dieser Elternteil Elterngeld im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 2 bezieht.  

(6) Ein Elternteil kann abweichend von Absatz 5 Satz 1 zusätzlich auch die 
weiteren Monatsbeträge Elterngeld nach Absatz 4 Satz 2 beziehen, wenn für 
zwei Monate eine Minderung des Einkommens aus Erwerbstätigkeit erfolgt und 
wenn

1. ihm die elterliche Sorge oder zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht 
allein zusteht oder er eine einstweilige Anordnung erwirkt hat, mit der ihm 
die elterliche Sorge oder zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht für 
das Kind vorläufig übertragen worden ist, und der andere Elternteil weder 
mit ihm noch mit dem Kind in einer Wohnung lebt, 

2. mit der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefährdung des Kin-
deswohls im Sinne von § 1666 Absatz 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs verbunden wäre oder 

3. die Betreuung durch den anderen Elternteil unmöglich ist, insbesondere 
weil er wegen einer schweren Krankheit oder Schwerbehinderung sein 
Kind nicht betreuen kann; für die Feststellung der Unmöglichkeit der Be-
treuung bleiben wirtschaftliche Gründe und Gründe einer Verhinderung 
wegen anderweitiger Tätigkeiten außer Betracht. 

Ist ein Elternteil im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 in vier aufeinander fol-
genden Lebensmonaten nicht weniger als 25 und nicht mehr als 30 Wochen-
stunden im Durchschnitt des Monats erwerbstätig, kann er für diese Monate ab-
weichend von Absatz 5 Satz 1 vier weitere Monatsbeträge Elterngeld Plus bezie-
hen.“

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Absätze 2 und 3“ durch die Wörter „Absätze 1 
bis 6“ und die Angabe „§ 1 Abs. 3 und 4“ durch die Wörter „§ 1 Absatz 3 und 
4“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 3 Nr. 2 und 3“ durch die Wörter „§ 1 Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3“ ersetzt. 
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7. In § 4d Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 4 Absatz 2 und 3“ durch die Wörter „§ 4 
Absatz 4 Satz 1 und 2 und nach § 4 Absatz 6 Satz 1“ ersetzt. 

8. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „zustehenden zwölf oder 14“ durch die Wörter „nach 
§ 4 Absatz 4 oder nach § 4 Absatz 4 in Verbindung mit § 4 Absatz 7 zustehen-
den“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Elterngeld oder Betreuungsgeld für mehr als die 
Hälfte der Monate“ durch die Wörter „mehr als die Hälfte der Monatsbeträge El-
terngeld oder Betreuungsgeld“ ersetzt. 

9. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „und Verlängerungsmöglichkeit“ gestrichen. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

10. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In dem Antrag auf Elterngeld oder Betreuungsgeld ist anzugeben, für welche 
Monate Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 2, für welche Monate Eltern-
geld Plus oder für welche Monate Betreuungsgeld beantragt wird.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Nach dem neuen Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von den Sätzen 2 und 3 kann für einen Monat, in dem bereits 
Elterngeld Plus bezogen wurde, nachträglich Elterngeld nach § 4 Absatz 2 
Satz 2 beantragt werden.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 4 Abs. 3 Satz 3 und 4“ durch die Angabe „§ 4 
Absatz 6“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„Die andere berechtigte Person kann gleichzeitig einen Antrag auf das von 
ihr beanspruchte Elterngeld oder Betreuungsgeld stellen oder der Behörde 
anzeigen, wie viele Monatsbeträge sie für die jeweilige Leistung bean-
sprucht, wenn mit ihrem Anspruch die Höchstgrenzen nach § 4 Absatz 4 
überschritten würden. Liegt der Behörde weder ein Antrag auf Elterngeld o-
der Betreuungsgeld noch eine Anzeige der anderen berechtigten Person 
nach Satz 2 vor, erhält der Antragsteller oder die Antragstellerin die Monats-
beträge der jeweiligen Leistung ausgezahlt; die andere berechtigte Person 
kann bei einem späteren Antrag abweichend von § 5 Absatz 2 nur die unter 
Berücksichtigung von § 4 Absatz 4 oder § 4d Absatz 1 Satz 3 verbleibenden 
Monatsbeträge der jeweiligen Leistung erhalten.“ 

11. § 8 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „nachzuweisen“ die Wörter „und die Arbeits-
zeit“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Die Mitwirkungspflichten nach § 60 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch gelten  

1. im Fall des § 1 Absatz 8 Satz 2 auch für die andere Person im Sinne des 
§ 1 Absatz 8 Satz 2 und 

2. im Falle des § 4 Absatz 4 Satz 3 oder des § 4 Absatz 4 Satz 3 in Verbin-
dung mit § 4 Absatz 7 Satz 1 für beide Personen, die den Partnerschafts-
bonus beantragt haben. 

§ 65 Absatz 1 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das Elterngeld wird bis zum Nachweis der jeweils erforderlichen Anga-
ben vorläufig unter Berücksichtigung der glaubhaft gemachten Angaben gezahlt, 
wenn

1. zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbescheid für den letzten abge-
schlossenen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes nicht vor-
liegt und noch nicht angegeben werden kann, ob die Beträge nach § 1 Ab-
satz 8 oder nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 8 
überschritten werden, 

2. das Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt nicht ermittelt werden 
kann,  

3. die berechtigte Person nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld im Be-
zugszeitraum voraussichtlich Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat oder 

4. die berechtigte Person weitere Monatsbeträge Elterngeld Plus nach § 4 
Absatz 4 Satz 3 oder nach § 4 Absatz 6 Satz 2 beantragt. 

Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend bei der Beantragung von Betreuungsgeld.“ 

12. In § 9 Satz 1 wird nach dem Wort „bescheinigen“ ein Semikolon eingefügt. 

13. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Wörter „Bei Ausübung der Verlängerungsoption nach § 6 
Satz 2“ durch die Wörter „Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht,“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „In den Fällen des § 6 Satz 2“ durch die 
Wörter „Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht,“ ersetzt. 

14. In § 11 Satz 2 werden die Wörter „In den Fällen des § 6 Satz 2“ durch die Wörter 
„Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht,“ ersetzt 

15. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt: 

„1. entgegen § 8 Absatz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig  

  oder nicht rechtzeitig erbringt,“. 

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 4 werden die Nummern 2 bis 5. 

c) In den neuen Nummern 3 bis 5 wird jeweils die Angabe „§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr.“ 
durch die Wörter „§ 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer“ ersetzt. 
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d) In der neuen Nummer 3 wird die Angabe „§ 8 Abs. 1 Satz 1“ durch die Wörter 
„§ 8 Absatz 1a Satz 1“ ersetzt. 

e) In den neuen Nummern 4 und 5 werden nach dem Wort „Sozialgesetzbuch“ je-
weils ein Komma und die Wörter „auch in Verbindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1, “ 
eingefügt. 

16. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen“ durch die Wörter „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ er-
setzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „im letzten oder vorletzten Jahr“ durch das 
Wort „in“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  

„Ein Anteil von bis zu 24 Monaten kann zwischen dem dritten Geburtstag und 
dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes in Anspruch genommen werden.“ 

bb) Der neue Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Angabe „§ 6 Abs. 1“ wird durch die Angabe „§ 6 Absatz 1“ er-
setzt. 

bbb) Nach dem Wort „wird“ werden die Wörter „für die Elternzeit der Mut-
ter“ eingefügt. 

ccc) Die Angabe „Satz 1“ wird durch die Angabe „Satz 1 und 2“ ersetzt. 

cc) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Wörter „Satz 1 und 
2“ ersetzt. 

dd) Der bisherige Satz 4 wird aufgehoben. 

ee) In Satz 5 zweiter Halbsatz werden die Wörter „Sätze 3 und 4“ durch die Wör-
ter „Sätze 2 und 4“ ersetzt. 

c) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „zwischen 15 und 30 Wochenstunden“ 
durch die Wörter „von nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 Wochen-
stunden im Durchschnitt des Monats“ ersetzt. 

bb) Die Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. der Anspruch auf Teilzeit wurde dem Arbeitgeber  
a)  für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kin-

des sieben Wochen und 
b)  für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem voll-

endeten achten Lebensjahr des Kindes 13 Wochen  
vor Beginn der Teilzeittätigkeit schriftlich mitgeteilt.“ 

17. § 16 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie  
1.  für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes spä-

testens sieben Wochen und  
2.  für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten 

achten Lebensjahr des Kindes spätestens 13 Wochen 
vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen. Verlangt die 
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer Elternzeit nach Satz 1 Nummer 1, 
muss sie oder er gleichzeitig erklären, für welche Zeiten innerhalb von zwei 
Jahren Elternzeit genommen werden soll.“ 

bb) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe „Satz 2“ er-
setzt. 

cc) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe „Satz 2“ er-
setzt. 

dd) In dem neuen Satz 6 werden die Wörter „Die Elternzeit kann auf zwei Zeit-
abschnitte verteilt werden“ durch die Wörter „Jeder Elternteil kann seine El-
ternzeit auf drei Zeitabschnitte verteilen“ ersetzt.  

ee) Folgender Satz wird angefügt: 

„Bei einem Arbeitgeberwechsel ist bei der Anmeldung der Elternzeit auf Ver-
langen des neuen Arbeitgebers eine Bescheinigung des früheren Arbeitge-
bers über bereits genommene Elternzeit durch die Arbeitnehmerin oder den 
Arbeitnehmer vorzulegen.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „und Arbeitnehmer“ gestrichen und die Angabe 
„§ 6 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 6 Absatz 1“ ersetzt. 

18. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „höchstens jedoch acht Wochen vor Beginn der 
Elternzeit, und während der Elternzeit“ gestrichen. 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Der Kündigungsschutz nach Satz 1 beginnt 
1.  frühestens acht Wochen vor Beginn einer Elternzeit bis zum vollende-

ten dritten Lebensjahr des Kindes und  
2.  frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit zwischen dem drit-

ten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes. 
Während der Elternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis nicht kün-
digen.“

cc) In dem neuen Satz 6 wird die Angabe „Satzes 2“ durch die Angabe „Satzes 
4“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Bezugszeitraums nach § 4 Abs. 1“ 
durch die Wörter „Zeitraums nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und 3“ ersetzt. 

19. § 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „erstmalig zum 31. März 
2013“ gestrichen. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „oder § 2d“ durch die Angabe „, § 2d, § 2e 
oder § 2f“ ersetzt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Höhe und Art des zustehenden Monatsbetrags (§ 4 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 3 Satz 1) ohne die Berücksichtigung der Einnahmen nach § 3,“. 

dd) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Inanspruchnahme der als Partnerschaftsbonus gewährte Monatsbe-
träge nach § 4 Absatz 4 Satz 3 und der weiteren Monatsbeträge El-
terngeld Plus nach § 4 Absatz 6 Satz 2,“. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Nummern 2, 3 und 6“ durch die Wörter „Num-
mern 2, 3, 5 und 6“ ersetzt. 

20. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bis zum 31. Dezember 2017 legt sie einen Bericht über die Auswirkungen der 
Regelungen zum Elterngeld Plus und zum Partnerschaftsbonus sowie zur Eltern-
zeit vor.“ 

b) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Er darf“ durch die Wörter „Die Berichte dür-
fen“ ersetzt. 

21. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für die vor dem 1. Januar 2015 geborenen oder mit dem Ziel der Adoption 
aufgenommenen Kinder ist § 1 in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden. Für die vor dem 1. Juli 2015 geborenen oder mit dem Ziel 
der Adoption aufgenommenen Kinder sind die §§ 2 bis 22 in der bis zum 31. De-
zember 2014 geltenden Fassung weiter anzuwenden. Satz 2 gilt nicht für § 2c Ab-
satz 1 Satz 2 und § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2.“ 

b) Absatz 1a wird aufgehoben. 

c) Absatz 1b wird Absatz 1a. 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 25 Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil – (Artikel I 
des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. S. 3836) geändert worden ist, werden die Wörter 
„grundsätzlich für jedes Kind“ gestrichen. 
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Artikel 3 

Änderung der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung  

§ 6 der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung vom 12. Februar 2009 (BGBl. I S. 
320), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1514 geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen  

2.  Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend kann den Wortlaut 
des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 


